
und Wertschàtzung uneigennûtzigen Engage-
ments.

Bessere Nutzung der neuen Informations-
und komniunikationstechniken

Prioritàtensetzen

Es wurde bedauert, dass das Familienministe-
rium keine Prioritàten in Sachen Umsetzung
der Kinderrechtskonvention setzt. Ich habe
dies eingangs erwàhnt. Solange es keinen Zeit-
plan und keine konkreten Zielsetzungen gibt
bewegt sich Kinderpolitik in einempolitischen
Vakuum, indemjeder machen kann was er will
und niemand zur Rechenschaft gezogen wer-
den kann.

Neve Konzepte entwickeln

Abgesehen von dem Problem, dass der Zugang
zu den NeuenMedien noch nichtfur aile Kin-
der gleich ist und dass wir im Gegenteil auch
hier auf cine Art Zweiklassengesellschaft hin-
steuern, mùssten die neuen Informations- und
Kommunikationstechniken benutzt werden, um
Kinder besser über ihre Rechte und Pflichten
aufzukldren. Es gibt in Luxemburg memes
Wissens nach keine Webseite, aufder die Kin-
derrechtskonvention didaktisch gut aufbereitet
fur verschieden Altersgruppen pràsentiert
wird, von interaktiven Seiten ganz zu schwei-
gen (Diskussionsforen, Meckerecken, usw.)

DieNotwendigkeit, neve Konzepte und innova-
tive Projekte im Bereich Kinderpolitik zu ent-
wickeln wurde hervorgehoben. Gerade in die-
semBereich, der ein weifier Fleck aufderpoli-
tischen Landkarte darstellt, durfte es nicht
schwer fallen, neve Wege einzuschlagen. An
Ideenfehlt es nicht, wennman sich im Ausland
umsieht.

Anwendbarkeit der Kinderrechtskonventi-
on

Eme der groflen Fragen injedem Land ist die,
wie die Internationale Konvention über die
Rechte des Kindes in nationales Recht umge-
setzt werden kann. Es gibt zu diesem komple-
xen Thema bereits cine Menge Jurisprudenz in
den verschiedenen Làndern. Um sich Klarkeit
zu verschaffen hatte die deutsche National
Coalition" einen Professorfîirinternationales
Recht der Universitàt Mainz beauftragt, ein
Rechtsgutachten zu erstellen. Das Ergebnis
wurde letztes Jahr in Kôln vorgestellt. Dabei
stellte sich heraus, dass die Rechte, die in der
Konvention festgelegt sind wohl nicht indivi-
duell einklagbar sind, dass aber die Vertrags-
staaten die Verpflichtung haben, den Ermes-
sensspielraum, den sic beiderSchaffungneuer
und der Revision alter Gesetze haben, nutzen
mùssen, um dièse Gesetze im Sinne des Kin-
deswohls (intérêt supérieur de l'enfant) zu
gestalten. Geschieht dies nicht, besteht durch-
aus die Môglichkeit, gegen den Staat zu kla-
gen. Als Beispiel wurden Urbanisierungspro-
Jekte genannt, in denen die Bedùrfnisse der
Kinder nicht odernur ungenùgendberucksich-
tigt wurden. Auch inLuxemburg wâre ein sol-
ches Rechtsgutachten unbedingt notwendig um
Klarheit in dieserFragezuschaffen.

Zugânglichkeit von ôffentlichen Gebâuden
fur kôrperbehinderteKinder

Obschon es seit lângerer Zeit eindeutige Richt-
linienüber die Zugânglichkeit vonôffentlichen
Gebâuden fur behinderte Personen gibt, wer-
den dièse anscheinend immer noch nicht in
jedem Fall umgesetzt. Was wiederum zeigt,
dass es nicht nùtzt, gute Gesetze zu haben,
wenn dièse nicht respektiert werden.

Modelle im Ausland als Vorbilder nehmen

Da sich in vielen Làndern erheblich mehr tut
in Sachen Umsetzung der Kinderrechtskonven-
tion als inLuxemburgliegt es natùrlichaufder
Hand, sich an innovativen Projekten im Aus-
land zu inspirieren und dièse auch hier umzu-
setzen. Besonders im Bereich der Beteiligung
der Kinder an der Gestaltung ihrer Lebens-
ràume kônnten wir viel dazulernen. Gelegent-
lich werden derartige Projekte in Luxemburg
vorgestellt, esJindet sich aber seiten ein Trà-
ger, der versucht, àhnliche Projekte hier zu
finanzierenund durchzufuhren.
Anonyme Geburt

Frankreich und Luxemburg sind die einzigen
L'ànder aufder Welt, die das System der ano-
nymen Geburt vor vielen Jahren einfuhrten.
Das System ist unvereinbar mit der IKRK und
deshalb formulierte der Luxemburger Staat
cine Reserve. Der Europàische Gerichtshofhat
kûrzlich die Klage einer Franzôsinzuriickge-
wiesen, die ihre Abstammung erfahren wollte.
InDeutschland haben sich Organisationen wie
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